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Rote Linien längst
überschritten
Plädoyer für eine Neuorientierung der
deutsch-chinesischen Wissenschaftskooperation 

D
ie deutsch-chinesische Wis-
senschaftskooperation steht
vor einer Zäsur. Unter Gene-

ralsekretär Xi Jinping hat die Volksre-
publik China seit 2012 eine hart-autori-
täre Wende vollzogen. Mit den „Seven
Don’t Speaks“ wurden 2013 chinesische
Universitäten einer strikten Zensur un-
terworfen. Universelle Werte, Mei-
nungsfreiheit, Zivilgesellschaft, Bürger-
rechte, die historischen Fehler der
Partei und die unabhängige Justiz
waren fortan Tabu. „Dokument Nr. 9“
verbietet darüber hinaus Diskussionen
über Verfassungsdemokratie, unabhän-
gigen Journalismus und die Geschichts-
schreibung der Partei. Laut Chef-Kor-
respondent der New York Times Buck-
ley trägt Dokument Nr. 9 „das unver-
kennbare Imprimatur von Xi Jinping“.
Es markierte einen Bruch mit der semi-
liberalen Phase seines Vorgängers Hu
Jintao. Unter Xis Führung wurden in
Folge zahlreiche illiberale Parteigesetze
wie das Spionageabwehrgesetz (2014),
Sicherheitsgesetz (2015), Internet-Si-
cherheitsgesetz (2017), Nationale Ge-
heimdienstgesetz (2017) sowie das Ge-

setz zum Management ausländischer
Nichtregierungsorganisationen (2017)
verabschiedet. 2019 wurde Gedanken-
freiheit aus Chartas chinesischer Uni-
versitäten gestrichen. Regimekritische
chinesische Intellektuelle wurden ent-
lassen, ihrer Pension beraubt bezie-
hungsweise zu langjährigen Haftstrafen
verurteilt. Das Xi-Regime erschwert
chinesischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern mittlerweile die Teil-
nahme an internationalen Konferenzen.
Selbst die Teilnahme an Online-Veran-
staltungen muss in aufwändigen Ver-
fahren bewilligt werden. Chinesischen
Akademikern ist es dabei untersagt, mit
öffentlichen Äußerungen „der Reputati-
on des Landes zu schaden“.

Zensur über Chinas Landes-
grenzen hinaus

Das Zensurregime der Kommunisti-
schen Partei Chinas (KPCh) reicht weit
über Landesgrenzen hinaus. Mit dem
extraterritorialen Paragraphen 38 des
Gesetzes zur Nationalen Sicherheit in
Hongkong (2020) hat die KPCh die
unabhängige Chinawissenschaft krimi-
nalisiert. Westliche Akademikerinnen
und Akademiker, welche sich in For-
schung und Lehre kritisch zum Xi-Re-
gime geäußert haben, sind gefährdet.
Sie müssen befürchten, bei Einreise in
China festgenommen und zu langen
Haftstrafen verurteilt zu werden. Das
Schicksal der Kanadier Michael Spavor
und Michael Kovrig sitzt vielen China-
Wissenschaftlern im Nacken. 

Im Dezember 2018 war Huawei-Fi-
nanzchefin Meng Wanzhou am Van-
couver International Airport festge-

nommen worden. Ihr wurde vorgewor-
fen, gegen die US-Sanktionen gegen
Iran verstoßen zu haben. In unmittel-
barer Folge wurde den beiden Kana-
diern Spionagetätigkeit vorgeworfen
und sie wurden in China festgenommen.
Am 11. August 2021 wurde Spavor
nach einem Geheimprozess zu elf Jah-
ren Haft verurteilt. Eine Umfrage des
Online-Magazins ChinaFile hat ergeben,
dass viele westliche Experten nicht län-
ger nach China reisen wollen. 

Verselbstständigungstenden-
zen in der deutschen Wissen-
schaft

Der deutschen Wissenschaft ist es bis-
lang nicht gelungen, auf solche Heraus-
forderungen angemessen zu reagieren.
Besonders fragwürdig ist die DAAD-
Publikation „Keine roten Linien“ aus
dem Jahr 2020. Diese länderunabhän-
gige Handreichung überlässt es Univer-
sitäten selbst, ihre jeweilige Gefahren -
situation zu analysieren. Anstatt „Ori-
entierung und Entscheidungshilfe“ zu
bieten, wurden nicht weniger als acht-
undachtzig Leitfragen entwickelt. Damit
imitiert der DAAD die über einhundert
„Leitfragen zur Hochschulkooperation
mit der Volksrepublik China“ der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK). 

Ein Blick nach Großbritannien
zeigt, dass entschlossene Führung an-
ders aussieht. Das HRK-Equivalent
Universities UK (UUK) wurde von der
Regierung damit beauftragt, die Wis-
senschaftsautonomie zu wahren. 2020
veröffentlichte UUK die Richtlinien
„Managing Risks in Internationalisation:
Security Related Issues“. Sie verlangen
von britischen Universitäten, ihren Ruf
und Werte, ihre Mitarbeiter, ihren Uni-
versitätscampus und ihre Partnerschaf-
ten zu schützen. Alle Hochschulen sind
dazu angehalten, die UUK-Richtlinien
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in die Praxis umzusetzen. Aufgrund des
Föderalismus kann die HRK in
Deutschland keine vergleichbare Rolle
spielen. 

Mangel an Führung hat zu Verselb-
ständigungstendenzen geführt. In der
deutschen sozialwissenschaftlichen Chi-
naforschung ist es beispielsweise bislang
noch nicht gelungen, die Wissenschafts-
freiheit gegen KPCh-Zensur zu vertei-
digen. Viele Chinaexperten üben Selbst-
zensur, indem sie zur chinesischen Bür-
gerrechtsbewegung und der Unterdrü-
ckung des „inoffiziellen Chinas“ schwei-
gen. Ein Hauptaugenmerk gilt dem „of-
fiziellen China“ unter Kontrolle der
KPCh. So wird China vorwiegend aus
Sicht der Herrschenden analysiert. Wi-
derspruch gegenüber der chinesischen
Regierung wird dabei häufig nicht als
politische, sondern als kulturelle Frage
wahrgenommen. Eine solche Perspekti-
ve ähnelt der ausgesprochen fragwürdi-
gen Ansicht des früheren Bundeskanz-
lers Helmut Schmidt: dass Chinesen
aus kulturellen Gründen keine Demo-
kratie können und dass wir dies in all
seinen Konsequenzen (die auch uns be-
treffen) akzeptieren müssen.

Eine besonders problematische Rolle
spielt in diesem Zusammenhang die
Deutsche Gesellschaft für Asienkunde
(DGA). In der Stellungnahme „Ein Plä-
doyer gegen Polarisierung“ hat der
DGA-Vorstand im Juni 2020 Asienwis-
senschaftlerinnen und -wissenschaftler
dazu aufgefordert, sich in geopolitischen
Fragen „neutral“ zu verhalten. Der sys-
temische Konflikt zwischen Demokra-
tien und Autokratien wurde als geopo-
litische Rivalität zwischen den USA
und China deklariert, abgehoben darauf
reduziert und als „Kalte-Kriegs-Rheto-
rik“ abqualifiziert. Wer wachsende öko-
nomische Abhängigkeiten von China
kritisiert, leidet gemäß des DGA-Vor-
stands unter „Entkopplungsphantasien“.
Damit wurde die politische Rhetorik
der ultra-nationalistischen chinesischen
Zeitung „Global Times“ eins zu eins
übernommen. 

Ungelöste systemische
Probleme

Eine solche dogmatische Polemik ist ei-
ner wissenschaftlichen Fachgesellschaft
nicht würdig. Sie lenkt darüber hinaus
von schwerwiegenden ungelösten syste-
mischen Problemen ab. Wie sollen
deutsche Universitäten beispielsweise
mit der Manipulation chinesischer so-
zialer Netzwerke durch die KPCh um-
gehen? Die China-Expertin Tatlow hat

darauf hingewiesen, dass „Peking Stu-
denten- und Berufsverbände [nutzt],
um nicht nur chinesische Staatsbürger
im Ausland, sondern auch Außenste-
hende zu beeinflussen.“ Die Vorsitzende
des Ausschusses für Menschenrechte
und humanitäre Hilfe, Gyde Jensen,
fordert angesichts des „[langen] [Arms]
der Kommunistischen Partei Chinas bis
nach Deutschland“ eine „Strategie, um
Exil-Chinesen und Exil-Hongkonger in
Deutschland effektiv zu schützen“. Eine
solche Aufgabe lässt sich jedoch nicht
einfach an das Innenministerium bzw.
den Verfassungsschutz delegieren. Doch
wie können deutsche Universitäten po-
litische Zensur bekämpfen, wenn sie
gleichzeitig Geld entweder direkt vom
chinesischen Staat oder von staatsnahen
chinesischen Firmen erhalten? Von
diesen Kooperationen wissen wir in der
Regel nur aufgrund von Anfragen in
Landtagen oder durch Informations-
freiheits-Anfragen. Das Risiko von
Selbstzensur steigt durch solch frag-
würdige Finanzierung. Der DGA-Vor-
stand schweigt auffällig zur Abhängig-
keit deutscher Universitäten von Dritt-
mitteln aus China. 

Es ist zu begrüßen, dass das BMBF
mittlerweile eine unabhängigere China-
wissenschaft fordert. Bundesforschungs-
ministerin Anja Karliczek hat jüngst die
Einflussnahme der chinesischen Regie-
rung auf deutsche Hochschulen als
Problem benannt. Explizit hat sie in
diesem Zusammenhang die Rolle von
Konfuzius-Instituten (KIs) an deutschen
Universitäten kritisiert. Letztere haben
den Auftrag der KPCh, zu einem „Auf-
bau einer sozialistischen Kultur“ beizu-
tragen. Der deutschen Öffentlichkeit ist
diese politische Rolle der KIs nicht im-
mer klar. Universitäten mit KIs betrei-
ben eine Art Ideen-Wäsche, mit der po-
litischer Propaganda der Stempel der
Unbedenklichkeit gegeben wird. Es ist
höchste Zeit, dass sich deutsche Uni-
versitäten von KIs trennen. 

Handlungsbedarf
Eine an europäischen Werten orientierte
Kooperation in Wissenschaft und For-
schung mit China setzt einen Paradig-
menwechsel voraus. Es bedarf eines zi-
vilen Streits über Ziele und Mittel der
transnationalen Wissensproduktion un-
ter Bedingungen des Xi-Regimes. Was
würde beispielsweise passieren, wenn
ein deutscher Student oder Forscher in
China Opfer der Geiselpolitik der
KPCh wird? Die Handreichungen des
DAAD und der HRK könnten in Folge

Gegenstand öffentlicher Auseinander-
setzungen werden. Es würde in einem
solchen Szenario die Frage gestellt wer-
den, ob sie ihrer politischen Verantwor-
tung ausreichend nachgekommen sind. 

Die China-Politik der Merkel-Re-
gierung hat zu der gegenwärtigen Ma-
laise maßgeblich beigetragen. Seit sech-
zehn Jahren signalisiert die Bundesre-
gierung der Privatwirtschaft, dass in
den deutsch-chinesischen Beziehungen
nur Profite zählen. Damit wurde auch
der Wissenschaft gegenüber deutlich
gemacht, dass darüber hinausgehende
aufgeklärte Interessen keine Rolle spiel-
ten. Nach der Bundestagswahl sollte ei-
ne neue deutsche Bundesregierung den
Empfehlungen des außenpolitischen
Sprechers der SPD Nils Schmid folgen.
In einem Interview mit der Financial
Times argumentierte Schmid, dass
Deutschland „eine echte Außenpolitik
für China – nicht nur eine wirtschafts-
orientierte Politik“ brauche und dass
„unsere Außenpolitik von den kom-
merziellen Interessen der Großunter-
nehmen abgekoppelt werden muss“.
Und auch in der deutschen Wissen-
schaft besteht Handlungsbedarf: Die als
problematisch erkannte Selbstzensur
und politisch motivierte Einflussnahme
der KPCh auf Wissenschaft und Gesell-
schaft Deutschlands bedarf konkreter
Lösungsansätze.    
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